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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

28.02.2007 

Geschäftszahl 

2005/03/0159 

Rechtssatz 

Angesichts der vom Antragsteller fortgesetzt begangenen Verwaltungsübertretungen kommt es bei der 
Beurteilung der Vertrauenswürdigkeit iSd § 6 Abs1 Z 3 BetriebsO 1994 nicht auf einen "psychologischen 
Sachbefund" oder den im Zuge einer persönlichen Einvernahme zu gewinnenden persönlichen Eindruck an; 
vielmehr schließt bereits das objektivierte Vorliegen des kontinuierlichen Fehlverhaltens die 
Vertrauenswürdigkeit im Sinne dieser Bestimmung aus, sodass auch eine persönliche Einvernahme des 
Antragstellers zu keinem anderen Ergebnis hätte führen können. 


